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L
aut Rechtsprechung des
Bundessozialgerichtes sind
Abrechnungsregeln stets im

Wortlaut und ohne Ermessens-
oder Interpretationsspielräume
anzuwenden, wobei sich die Ein-
haltung der Abrechnungsregeln
für einen sachverständigen Drit-
ten aus der Dokumentation er-
schließen muss.

Auslegung der OPS-Merkmale

Bei der Umsetzung der sehr de-
tailliert geregelten Operationen-
und Prozedurenschlüssel (OPS)
in der Praxis ergeben sich dem-
entsprechend zahlreiche Fragen
nach den sozialrechtlich zu be-
wertenden Mindestmerkmalen:
Beschreibt das isolierte Merkmal
im OPS eine Struktur-, Prozess-
oder Ergebnisqualität? Wie wird
der jeweilige Nachweis der Er-
bringung geführt? Welche Detail-
tiefe muss in der Dokumentation
vorliegen, um leistungsrechtlich
anerkannt zu werden?

Regelbehandlung

Was geschieht, wenn die Min-
destvoraussetzungen in einem
Strukturmerkmal vomMDK nicht
anerkannt werden? Der OPS für

Detailtiefe der OPS
Aktuelle Entwicklungen und Fragestellungen

Im Rahmen des Fachausschusses Entgelt-

system in der Psychiatrie und Psychosoma-

tik der Deutschen Gesellschaft für Medizin-

controlling e. V. (DGfM) erfolgt ein regelmä-

ßiger Austausch über die Herausforderung

administrativer Umsetzung des PEPP-

Systems in den Kliniken. Nachdem einige

Mitglieder des Fachausschusses bereits

Optionserfahrungen sammeln durften,

kristallisieren sich nun Schwerpunkte

heraus, welche einer Konkretisierung bzw.

Verbesserung bedürfen.

die Regelbehandlung etwa kann
zwar in der Anzahl der erbrach-
ten Therapieeinheiten auf Null
reduziert werden. Dies setzt aber
voraus, dass die Behandlung als
Regelbehandlung qualifiziert
wird. Wenn eine solche Regelbe-
handlung jedoch nach Prüfung
nicht anerkannt würde, stellt
sich die Frage nach der Abre-
chenbarkeit.

Eine Abrechnung ohne einen
OPS führt aufgrund der fehlen-
den Plausibilität in eine Fehler-
DRG. Die Frage ist, ob in diesem
Fall gar eine fehlende akutstatio-
näre Behandlungsnotwendigkeit
vorliegt, so dass ein stationärer
Vergütungsanspruch entfallen
würde.

Beispiel Intensivbehandlung

Die Probleme der Auslegung von
Merkmalen des OPS seien kurz
am Beispiel der Intensivbehand-
lung dokumentiert.

Wie wird das Kriterium der Suizi-
dalität, d. h. nur um Suizid krei-
sende Gedanken, objektiv nach-
gewiesen und gemessen? Was ist
ein schwer selbstschädigendes

Verhalten im Sinne des OPS? Wie
wird dieses Merkmal definiert,
gemessen und nachgewiesen?
Wie wird das Merkmal der aku-
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ten Selbstgefährdung durch feh-
lende Orientierung oder Reali-
tätsverkennung zur Regelbe-
handlung bei Demenz abge-
grenzt? Wie wird das Merkmal
„nicht gruppenfähig“ definiert –
durch die prospektive Einschät-
zung des Behandlers oder aus-
schließlich über eine realisierte
Interaktion in der Gruppe?

Bereits an den aufgezeigten Bei-
spielen ist erkennbar, dass die
OPS-Merkmale bezüglich der Ob-
jektivierbarkeit und Messbarkeit
auf den Prüfstand gehören, um
präventiv Auseinandersetzun-
gen um die Auslegung unbe-
stimmter Begriffe zu vermeiden.

Der Fachausschuss für ord-
nungsgemäße Kodierung und
Abrechnung der DGfM (FoKA)
hat diese Aspekte bereits in den
entsprechenden Gremien thema-
tisiert und auf eine Verbesserung
gedrängt.

Fallzusammenführungen

Die größte Herausforderung für
die Optionshäuser sind die Fall-
zusammenführungen. Das Kran-
kenhaus hat gemäß § 2 Abs. 1
Satz 1 PEPPV 2014 eine Zusam-
menfassung der Aufenthaltsda-
ten zu einem Fall und eine Neu-
einstufung in ein Entgelt vorzu-
nehmen, wenn ein Patient inner-
halb von 21 Kalendertagen (be-
messen nach der Zahl der Kalen-
dertage ab dem Entlassungstag
der vorangegangenen Behand-
lung) wieder aufgenommen wird
und in dieselbe Strukturkatego-
rie einzustufen ist.

Eine Zusammenfassung und
Neueinstufung ist nach § 2 Abs. 2
PEPPV nur vorzunehmen, wenn
ein Patient innerhalb von 120 Ka-
lendertagen (ab dem Aufnahme-
datum des ersten Krankenhaus-
aufenthalts) wieder aufgenom-
men wird.

Während im DRG-System regel-
mäßig im jeweiligen Wiederkeh-
rerfall maximal zwei bis drei Ein-
zelfälle zusammengefasst wer-
den und die Fallzusammenfüh-
rungsquote bei 3 % bis 5 % der
Gesamtfälle eines Jahres eher ge-
ring erscheint, zeigt sich im
PEPP-System ein anderes Bild.

Circa 15 % der Fälle einer Klinik
unterliegen den Fallzusammen-
führungsregeln, wobei Spitzen-
werte bei der Anzahl der zu ei-
nem Wiederkehrerfall zusam-
menzufassenden Einzelfälle
ebenfalls im zweistelligen Be-
reich registriert werden.

Zusätzlicher Aufwand

Jede Fallzusammenführung be-
deutet eine Stornierung des ab-
gerechneten Falles im eigenen
Krankenhausabrechnungssystem
und eine entsprechende Mel-
dung an die Krankenkasse, die
Zusammenführung an sich und
die Abrechnung des Wiederkeh-
rerfalles sowie erneute Meldung
an die Krankenkasse. Ist eine
weitere Abrechnung einer Be-
handlung des Patienten erforder-
lich und fällt diese unter die Fall-
zusammenführungsregeln, be-
ginnt dieser Stornierungs- und
Abrechnungsprozess von vorn.

Da viele Abrechnungssysteme
diese Komplexität in den elektro-
nischen Abrechnungssystemen
noch nicht automatisiert abbil-
den können, sind zahlreiche ma-
nuelle Teilschritte notwendig,
um beispielsweise auch die kor-
rekte Erfassung der Zusatzent-
gelte zu ermöglichen. Bei Ab-
rechnungen von Fällen mit sie-
ben und mehr Einzelaufenthal-
ten – wie sie gerade im Bereich
der Suchterkrankungen und bei
Elektrokrampftherapien gehäuft
vorkommen – werden zwischen
15 und 30 Minuten pro Fall benö-
tigt, um die Korrekturen und Ein-
zelschritte auszuführen.

Jahresüberlieger und
Fallzusammenführungen

Die Problematik verschärft sich,
sobald Jahresüberlieger mit Fall-
zusammenführungen vorliegen,
wie das nachfolgende Beispiel
zeigt: Ein Patient mit einer Sucht-
erkrankung wird im Jahr 2013 be-
handelt. Im Januar 2014 erfolgte
die erneute Aufnahme des Pati-
enten, wobei dieses Mal ein qua-
lifizierter Entzug nach den Struk-
turmerkmalen des Prozeduren-
codes (welcher im Jahr 2014 ein-
geführt wurde) erfolgt.

Nach den Fallzusammenfüh-
rungsregeln sind diese Fälle,

welche mit zwei unterschiedli-
chen PEPP-Katalogen abgebildet
wurden, zusammenzufassen. Ei-
ne Umkodierung im Kranken-
hausinformationssystem war
technisch nicht realisierbar. Da
im DRG-System keine Fallzusam-
menführungen über den Jahres-
wechsel hinaus erfolgen, gab es
technisch auch keine Basis, auf
welcher die Abrechnungsregeln
des PEPP hätten vergleichbar
aufgebaut werden können.

Grenzen der IT

Es besteht in den KIS-Systemen
eine strikte Plausibilitätsprü-
fung, wonach das Aufnahmejahr
das Katalogjahr ist. Ebenso gibt
es keine in der IT integrierte Mi-
grationstabelle, welche unter-
stützend eine Vorjahresberech-
nung des neuen Entgeltfalles
hätte simulieren und überneh-
men können. Eine Umgruppie-
rung musste daher manuell für
jeden abweichenden OPS erfol-
gen.

Im Ergebnis führt dies zur Ab-
nahme der Datenqualität für den
PEPP-Bereich, wenn zu jedem
Kode manuell das Katalogjahr
ausgewählt werden soll. Es sei
nur subsidiär darauf verwiesen,
dass diese Konstellation das
Hauptproblem bei Fehlerkorrek-
turen für InEK-Datenlieferung
bei DRG-Einführung darstellte
und dazu führte, dass die Fälle
mit zwei Entgeltkatalogen so-
wohl für die Abrechnung, als
auch für die InEK-Kalkulation
manuell erfasst und bearbeitet
werden müssen. Im Ergebnis die-
ser Umständlichkeit entfiel im
DRG-System die Fallzusammen-
führung bei Jahresüberliegern.

Administrativer Tagesfall

Die entsprechenden fachlichen
und formalen Konflikte treten re-
gelmäßig auf bei inhaltlicher
Veränderung der Codes und bei
Codes, die so im Aufnahmejahr
nicht existierten. Wer unterstellt,
an dieser Stelle würde die Rege-
lung der Fallpauschalenverord-
nung zu einer administrativen
Entlastung und Entbürokratisie-
rung führen, der irrt: Besteht zu-
sätzlich ein Wechsel von Struk-
turkategorien, etwa weil zwi-
schen zwei Aufenthalten ein
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Wechsel des Alters mit altersab-
hängiger Plausibilität des Codes
zu berücksichtigen ist und lag
zuvor eine weitere Fallzusam-
menführung vor, die nun zu stor-
nieren ist, nehmen die adminis-
trativen manuellen Nachkorrek-
turen einen zeitlichen Umfang
an, der als „administrativer Ta-
gesfall“ zu bezeichnen ist.

Ab 2015 grenzt § 2 Abs. 5 PEPPV
2015 nun zumindest ein: „Für Pa-
tienten, die im Jahr 2015 aufge-
nommenwerden, gilt bei Wieder-
aufnahme ab dem 1. Januar 2016
abweichend von Absatz 1 Satz 1
eine Frist von 6 Kalendertagen.“
In Anwendung der Erfahrungen
aus dem DRG-System wäre aus
administrativer Sicht anzuraten,
grundsätzlich Fallzusammen-
führung über Strukturkategorien
hinaus zu überdenken, als auch
zur Vermeidung der Zusammen-
fassung unterschiedlicher Ent-
geltkataloge den Jahresab-
schluss wie im DRG-System auf
den 31.12. des jeweiligen Jahres
zu legen.

Entlastung und
Entbürokratisierung

Aufgrund der Detailtiefe der OPS
und der damit erforderlichen Do-
kumentationsmenge stellt die
Umsetzung des PEPP-Systems
administrativ eine große Heraus-
forderung dar. Einige Konfliktfel-
der wären vermeidbar, wenn die
Erkenntnisse aus den frühen Jah-
ren des DRG-Systems gerade im
Bereich der Fallzusammenfüh-
rungen übertragen worden wä-
ren.

Im Bereich der OPS würde eine
Bereinigung um die individuali-
sierten Berufsgruppenmerkmale
zur Entlastung und Entbürokra-
tisierung führen. Im Gegensatz
zu der von den Fachgesellschaf-
ten gewünschten Erhöhung der
Detailabbildung und damit des
Dokumentationsaufwandes ist
aus administrativer Sicht eher ei-
ne Erhöhung der Standardisie-
rung und des Abstraktionsgra-
des als zielführend zu bezeich-
nen.

Nicht zuletzt sollte bedacht wer-
den, dass der Patientendaten-
schutz kontinuierlich mit jeder

weiteren Forderung nach mehr
Abbildung von Individualität in
der Kodierung und der erforderli-
chen Übermittlung dieser Daten
zur Abrechnungsprüfung aufge-
weicht wird.

Umfangreiche MDK-Prüfungen

Die Unschärfe der OPS setzt sich
im Bereich der MDK-Prüfungen
fort: Der hohe Detailierungsgrad
in der Grundstruktur der OPS
führt zu einer umfangreichen
Prüfpflicht des MDK. In konse-
quenter Umsetzung der OPS-Vor-
gaben ist es nicht verwunderlich,
dass den MDK-Anfragen in jedem
Prüffall ein Strukturabfragebo-
gen beiliegt, welcher neben der
Einzeldokumentation von Art,
Umfang und Inhalt der jeweili-
gen Therapieeinheiten auszufül-
len sei.

Vergütungsabfrage

Im Rahmen der Strukturbögen
wird die Frage gestellt, ob der je-
weilige (!) Behandler angemes-
sen innerhalb der Berufsgruppe
vergütet wurde. Ungeachtet des
unbestimmten Begriffes der „An-
gemessenheit“ bietet die Formu-
lierung Anlass zu weiteren Aus-
einandersetzungen.

Neben juristischen Spitzfindig-
keiten, etwa ob die übertarifliche
Bezahlung von Einzelpersonen
aufgrund von besonderen Leis-
tungsmerkmalen auch als Erfül-
lung der OPS-Vorgaben im Sinne
einer Angemessenheit der Vergü-
tung einer Berufsgruppe dar-
stellt, ob diese Problematik tat-
sächlich Inhalt einer medizini-
schen Prüfung durch den MDK
darstellen kann und der Frage,
wie tief dementsprechend der
Detaillierungsgrad in der Beant-
wortung ebendieser Vergütungs-
abfragen bezogen auf den Einzel-
fall gehen darf, wird weiterge-
hendes Konfliktpotenzial rund
um das Thema Datenschutz zu
erwarten sein.

Konfliktträchtige Situation
bei Strukturbögen

Im DRG-System ist höchstrichter-
lich geklärt, dass Strukturmerk-
male nicht Bestandteil der MDK-
Einzelfallprüfung sind und so
legt die Empfehlung der Landes-
krankenhausgesellschaften den

Krankenhäusern nahe, die ent-
sprechenden Strukturbögen
nicht auszufüllen. Bei einer Wei-
gerung der Krankenhäuser be-
mängelt der MDK dann die nicht
vollständig vorgelegte Dokumen-
tation, welche in konsequenter
Fortführung der Leistungsprü-
fung durch die Krankenkasse zur
Kürzung des Entgeltes führt.

In letzter Konsequenz bedeutet
es wiederum, dass die Kranken-
häuser klagen werden. Diese
konfliktträchtige Situation wäre
bei einer intensiven Auseinan-
dersetzung mit den Lehren des
DRG-Systems und Adaptation
auf das PEPP-System vermeidbar
gewesen.

Fazit

Aufgrund der Detailtiefe der OPS
und der damit erforderlichen Do-
kumentationsmenge stellt die
Umsetzung des PEPP-Systems
administrativ eine große Heraus-
forderung dar. Einige Konfliktfel-
der wären vermeidbar, wenn die
Erkenntnisse aus den frühen Jah-
ren des DRG-Systems gerade im
Bereich der Fallzusammenfüh-
rungen übertragen worden wä-
ren. Im Bereich der OPS würde
eine Bereinigung um die indivi-
dualisierten Berufsgruppen-
merkmale zur Entlastung und
Entbürokratisierung führen.

Vorhandene und bewährte tech-
nische Lösungen im Abrech-
nungssystem vergleichbar zum
DRG-System könnten übernom-
men werden, die umfangreiche
manuelle Nachbearbeitung so-
wohl auf Seiten der Krankenhäu-
ser, als auch bei den Krankenkas-
sen entfiele, so dass ein sinnvol-
ler Einsatz personeller und fi-
nanzieller Ressourcen stattfin-
den kann. Dies führt wiederum
zu erhöhter Effizienz, Liquidität
Planungssicherheit und nicht
zuletzt auch zu einer Verbesse-
rung der Mitarbeiterzufrieden-
heit. L
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